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BERICHT WIEN 2004

Im Rahmen der „Versammlung der Regionen Europas“ (VRE) beschäftigte sich die Kommission A - Institutionelle Angelegenheiten - u.a. mit der Daseinsvorsorge. Im Hinblick auf das EK-Weißpapier vom Mai 2004 wurde befürchtet, dass regionale und lokale Kompetenzen etwa im Gesundheitsbereich und im öffentlichen Verkehr schrumpfen könnten. Die Bemühungen und das Lobbying der VRE gehen dahin, dass das Subsidiaritätsprinzip auch hier Anwendung findet.

Bei der Europäischen Verfassung gab es Erfolge zu verbuchen: Gleichsam in letzter Minute im Juni konnte beim Kapitel „Gemeinsame Handelspolitik“ (Art. III – 217 (7)) ein wichtiger Zusatz hinein reklamiert werden, der dem Rat das Einstimmigkeitsprinzip beim Abschluss internationaler Abkommen im Kultur-, Sozial-, Erziehungs- und Gesundheitsbereich vorschreibt. Dies verhindert, dass diese elementaren Bereiche dem freien Markt unterworfen werden. Besonders wichtig auch die Anerkennung der nationalen Identität, wobei die lokale und regionale Selbstverwaltung als Teil dieser Identität explizit anerkannt wird (Art I-5).

Gemeinsam mit anderen Organisationen, u.a. mit Eurocities, konnte eine langjährige Forderung von Gemeinden und Regionen durchgesetzt werden, nämlich das Klagerecht des Ausschusses der Regionen [AdR] beim Europäischen Gerichtshof, falls das Subsidiaritätsprinzip verletzt wird (Art. 7).

Mit der niederländischen Ratspräsidentschaft wurde Einigkeit erzielt, mit nationalen und europäischen Entscheidungsträgern konsequent zusammenzuarbeiten, um den Bürgern die Auswirkungen der neuen EU-Verfassung näher zu bringen (Bürgernähe).

Im Rahmen des „Territorialen Dialogs“ kam es im Mai zu einer ersten Begegnung von VRE-Vertretern mit Kommissionspräsident Romano Prodi, bei der Fragen der interregionalen Kooperation diskutiert wurden.

Im Oktober wurde beschlossen, eine Arbeitsgruppe „Nord-Süd“ einzurichten, an der Wien teilnehmen wird. Gemeinsame Projekte, Seminare, Workshops sollen hierbei mit Regionen des West-Balkans - einem Auslandschwerpunkt der Wien Aktivitäten 2005 – sowie im südlichen Mittelmeerraum durchgeführt werden. Als Auftakt ist geplant, im nächsten Jahr ein Seminar gemeinsam mit den United Nations Development Programmen (UNDP) durchzuführen.

Ein besonders erfolgreiches Programm der Kommission A ist die jährlich stattfindende Sommer- und Jugendsommerschule. Wien ist seit Jahren gemeinsam mit anderen europäischen Regionen ein prominenter Mitorganisator. Die diesjährige Sommerschule fand Ende August in Olmütz (Tschechische Republik) statt. Interregionales Projektmanagement und Lobbying war das Hauptthema der Seminare, Workshops und Diskussionsrunden, an denen insgesamt über 100 Politiker und Beamte aus 25 europäischen Ländern teilnahmen. Zum drittenmal fand parallel die Jugendsommerschule statt, 30 junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren sind der Frage der Partizipation junger Leute im lokalen und regionalen Leben nachgegangen.
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